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DEUTSCHE EINHEIT

Gerald Müller

Impulse der Wiedervereinigung auf die
westdeutsche Wirtschaft

Von der Wiedervereinigung und ihrem Nachfrageboom gingen die unterschiedlichsten
Impulse auf die westdeutsche Wirtschaft aus. In welchem Ausmaß profitierten hiervon

die verschiedenen Wirtschaftssektoren? Konnten die anfänglichen positiven
Beschäftigungseffekte insgesamt aufrechterhalten werden?

Analysen zur deutschen Wiedervereinigung be-
leuchten gemeinhin die Entwicklung in den neuen

Bundesländer. Betrachtungen für die alten Bundes-
länder sind zumeist einseitig: Sie stellen entweder den
induzierten Wirtschaftsboom in den Vordergrund und
relativieren damit die westdeutschen Transferleistun-
gen oder sie referieren über die Last der Einheit für die
westdeutsche Wirtschaft und übersehen die Chancen
und positiven Impulse. Beide Sichtweisen haben ihre
Berechtigung. Auf den Nachfrageboom, der einen
massiven Impuls in den Jahren 1990 und 1991 dar-
stellte, folgte der dämpfende Effekt - verbunden mit
der Aufbringung der Transferzahlungen.

Der vorliegende Artikel untersucht, wie sich die
westdeutsche Wirtschaft entwickelt hätte, wenn es
nicht zur Wiedervereinigung gekommen wäre. Neben
der Betrachtung zentraler Aggregate wird der Ent-
wicklung auf der Ebene der Wirtschaftsbereiche Be-
achtung geschenkt. Desgleichen wird es auch um die
Frage gehen, ob im Zuge des Vereinigungsprozesses
wirtschaftspolitische Fehler gemacht wurden1.

Das makroökonomische Modell

Genutzt wird für die Analyse das makroökonomi-
sche Modell des Instituts für Wirtschaftsforschung
Halle (IWH). Mit dem Modell wurde eine nachträgliche
Simulation für Westdeutschland, d.h. ohne die Vorher-
sehung der Ereignisse seit 1989, erstellt2. Auf die ei-
gentliche Besonderheit des IWH-Modells, nämlich die
weitgehend nach Ost- und Westdeutschland getrenn-
te Ausweisung volkswirtschaftlicher Aggregate wurde
daher verzichtet, alle ostdeutschen Komponenten
wurden ausgeblendet.

Gerald Müller, 30, Dipl.-Volkswirt, ist wissen-
schaftlicher Mitarbeiter am Institut für Wirt-
schaftsforschung Halle.

Insgesamt enthält das verwendete, verkleinerte
Modell 56 Verhaltensgleichungen und 103 Definitions-
gleichungen. Entsprechend werden unter Zuhilfenah-
me von 42 exogenen Variablen 159 volkswirtschaftli-
che Größen simultan geschätzt. Gedanklich läßt sich
das Modell in sechs Hauptblöcke einteilen:

D Der Block „Entstehung des Sozialprodukts" spielt
eine zentrale Rolle. In Abhängigkeit von den diversen
Nachfrageaggregaten (z.B. privater Verbrauch, Ausrü-
stungsinvestitionen) wird die Bruttowertschöpfung in
acht Wirtschaftsbereichen geschätzt. Die Zahl der Er-
werbstätigen in den einzelnen Wirtschaftsbereichen
hängt wiederum von der jeweiligen Bruttowertschöp-
fung sowie von den Arbeitskosten ab.

D Im Block „Verwendung des Bruttosozialprodukts"
werden die maßgeblichen Nachfragekomponenten
(privater Verbrauch, Anlage- und Ausrüstungsinvesti-
tionen sowie Importe und Exporte) geschätzt. Als er-
klärende Variablen wird dazu eine Auswahl zentraler
Größen verwendet, beispielsweise für den privaten
Konsum die Größen verfügbares Einkommen und
langfristige Zinsen. Einfluß auf die verschiedenen In-
vestitionsgrößen haben ebenfalls die langfristigen Zin-
sen, aber auch Lohnstückkosten, Abgabenquote,
Kapazitätsauslastung, etc.

D Das verfügbare Einkommen mit seinen Komponen-
ten Nettolohn- und Gehaltssumme, Gewinn- und Ver-

1 Diese Veröffentlichung beruht auf einer Arbeit, die im Rahmen der
Strukturberichterstattung für das Bundesministerium für Wirtschaft
durchgeführt wurde; siehe Vera D i e t r i c h , Joachim R a g n i t z ,
Jaqueline R o t h f e l s u.a.: Wechselbeziehungen zwischen Transfers,
Wirtschaftsstruktur und Wachstum in den neuen Bundesländern,
IWH-Sonderheft 1/1998, Halle 1998.
2 Eine Prognose für Ost- und Westdeutschland über den Zeitraum
1996-2005 wurde an der Goethe-Universität, Frankfurt a.M. erstellt;
vgl. Gerhard G e h r i g : The Economy of East and West Germany,
Macroeconomic Simulations until 2005, Frankfurt 1995.
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Abbildung 1
Erwerbstätige und Bruttowertschöpfung in

Westdeutschland, insgesamt
(1985-1999)

Erwerbstätige'
32000 -

26000

Bruttowertschöpfung2

-2800

Abbildung 3
Ausrüstungsinvestitionen und Investitionen in

Gewerbebauten in Westdeutschland
(1985-1999)
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1 Durchschnitt der jeweils letzten vier Quartale, in Tausend.
2 Summe der jeweils letzten vier Quartale, in Preisen von 1991, in
Mrd. DM.

Abbildung 2
Arbeitskosten1 in Westdeutschland

(1985-1999)

1 Summe der jeweils letzten vier Quartale, in Preisen von 1991, in
Mrd. DM.

Abbildung 4
Produktivität im Verarbeitenden Gewerbe1

Westdeutschland
(1985-1999)

85 86 87 88 89 90 91 92 93 94 95 96 97 98 99

1 in DM pro Stunde, real.

mögenseinkommen, Transferzahlungen an private
Haushalte und Zinszahlungen auf Konsumenten-
schulden wird wiederum im Block „Verteilung des
Bruttosozialprodukts" erklärt.

D Im Block „Entwicklung der Güterpreise" werden
insgesamt 15 verschiedene Preisindizes geschätzt.
Neben den Vergangenheitswerten gehen die nomina-
len Arbeitskosten, die Wechselkurse sowie die
Geldmenge M3 in die Schätzungen ein. Der „monetä-
re Bereich" dient der Prognose der Zinssätze und
Geldmengenaggregate.

85 86 87 88 89 90 91 92 93 94 95 96 97 98 99
1 Monatliche Bruttowertschöpfung je Erwerbstätigen, in Preisen von
1991, in Tausend DM.

D Geldpolitische Maßnahmen lassen sich über eine
Veränderung des Diskontsatzes simulieren.

D Konkrete wirtschaftspolitische Maßnahmen lassen
sich mit Hilfe des Blocks „öffentlicher Sektor" simulie-
ren. Hier werden die wesentlichen direkten und indi-
rekten Steuern sowie die Beitragsaufkommen der So-
zialversicherung errechnet. Finanzpolitische Maßnah-
men lassen sich über die Veränderung der Steuer-
und Beitragssätze simulieren sowie durch Anpassun-
gen bei der Staatsverschuldung oder bei den Subven-
tionen3.

358 WIRTSCHAFTSDIENST 1998/VI



DEUTSCHE EINHEIT

Für die durchgeführte Simulation wurde zunächst
die Entwicklung der exogenen Variablen geschätzt.
So wurden etwa alle Steuersätze auf dem Stand von
1989 belassen, andere Variablen wurden ihrem Trend
entsprechend fortgeschrieben. Mit Hilfe der ökonomi-
schen Daten für die Jahre 1975 bis 1989 wurden die
Modellparameter geschätzt und schließlich das Mo-
dell mit den exogenen Variablen für die Jahre 1990 bis
1999 gelöst.

Die Ergebnisse sind in ihrer Gesamtheit plausibel.
Hierin liegt der Vorteil der Analyse mit Hilfe einer
Simulation gegenüber einer Trendanalyse für einzelne
Variablen: Die Simulationsrechnung kann die ökono-
mische Interdependenz auffangen, und sämtliche
Aggregate können auf ihre Glaubhaftigkeit hin geprüft
werden. Die gestrichelten Linien in den Abbildungen
1-5 zeigen - für einige ausgewählte Größen - die Er-
gebnisse der Simulationsrechnung, während die
durchgezogenen Linien jeweils die tatsächliche Ent-
wicklung wiedergeben.

Wirtschaftslage vor der Wiedervereinigung

„Die deutsche Wirtschaft geht mit viel Schwung in
die neunziger Jahre. Die Auftragsbücher sind randvoll,
und die Produktion läuft auf hohen Touren."4 So laute-
te die Einschätzung des Sachverständigenrates 1989.
Zu den Folgen der damals nur wenige Tage zurücklie-
genden Öffnung der Mauer konnte der Sachverständi-
genrat in seinem Bericht noch nicht Stellung nehmen.
So prognostizierte der Sachverständigenrat einen
wenn auch nur leichten Rückgang der Wachstumsra-
ten in den meisten Industrieländern, doch sah man
dies eher als eine Normalisierung an. Der Bericht
warnte in einer Simulationsrechnung jedoch vor einer
Reaktionskette dergestalt, daß die Tarifparteien sich
angesichts der vollen Auftragsbücher auf höhere Tarif-
abschlüsse einigen, und die Bundesbank die Zinsen
erhöhen könnte, um den Lohn- und Preisauftrieb zu
bremsen. Dies wäre mit kontraktiven Folgen insbe-
sondere für die Exporte verbunden.

Die Simulation mit dem IWH-Modell zeichnet ein
ebenfalls recht positives Bild von der westdeutschen
Wirtschaft am Vorabend der Wiedervereinigung und
erstellt eine ebenso positive Prognose - ohne Voraus-

3 Die Anwendungsmöglichkeiten derartiger Modelle sind sehr vielfäl-
tig. Hier sei auf die Studien mit dem INFORGE und dem RWI-Kon-
junkturmodell verwiesen; siehe beispielsweise Bernd Meyer ,
Georg Ewer har t : Lohnsatz, Produktivität und Beschäftigung, Er-
gebnisse einer Simulation mit dem disaggregierten ökonometrischen
Modell INFORGE, Beiträge des Institutes für Empirische Wirtschafts-
forschung, Nr. 57, 1997; Ullrich He i l emar i n , György B a r a b a s :
Zur Finanzierung der deutschen Einigung - Eine optimal control-
Analyse mit dem RWI-Konjunkturmodell, RWI-Papiere, Nr. 41, 1996.

sieht der Wiedervereinigung - für die Entwicklung in
den Jahren 1990-1997. Für 1997 läge die vom IWH-
Modell simulierte Bruttowertschöpfung (in Preisen von
1991) bei 2630 Mrd. DM (vgl. Abbildung 1), was einem
jährlichen Wachstum von knapp 2% entspricht.
Ebenso stiege der Simulation zufolge die Zahl der Er-
werbstätigen bis Ende 1997 um 400000 auf 28 Mill.
Personen an (vgl. Abbildung 1). Deutlich über der Ent-
wicklung der Bruttowertschöpfung läge die Entwick-
lung der Ausrüstungsinvestitionen (vgl. Abbildung 3)
sowie des Außenbeitrags. Die realen Arbeitskosten
blieben hinter der Entwicklung der gesamtwirtschaft-
lichen Produktivität zurück, stiegen aber dennoch auf
35,50 DM pro Stunde an (vgl. Abbildung 2). Zuver-
sichtlich ist das Simulationsergebnis hinsichtlich der
Abgabenquote. Hier wird ein Absinken auf 38% für
1997 prognostiziert.

Vergleich mit der tatsächlichen Entwicklung

Durch die Öffnung der innerdeutschen Grenze,
durch die Währungs- und Sozialunion sowie durch die
Wiedervereinigung kam es in den Jahren 1990 und
1991 zu einem starken Anstieg der Nachfrage aus
Ostdeutschland, der sich zunächst stimulierend auf
die Wirtschaftsbereiche Verarbeitendes Gewerbe,
Handel sowie Verkehr auswirkte, in der Folge aber
auch in allen anderen Wirtschaftsbereichen zur ver-
stärkten Ausdehnung der Produktion führte (vgl.
Abbildung 5). Auch die Zahl der Erwerbstätigen stieg
sprunghaft von 27,3 Mill. Anfang 1989 auf 29,2 Mill.
Ende 1991 an (vgl. Abbildung 1). Die gestiegene
Nachfrage wurde zum Teil auch durch zusätzliche
Importe gedeckt. Wies die Leistungsbilanz 1989 einen
Überschuß von 147 Mrd. auf, so war seit Ende 1992
ein leichtes Defizit zu verzeichnen.

Wie der Vergleich mit den Ergebnissen der Simu-
lationsrechnung des IWH-Modells zeigt, war der indu-
zierte Nachfrageboom für einige Wirtschaftssektoren
nur von vorübergehender Natur (vgl. Abbildung 5). Für
das Verarbeitende Gewerbe begann der Rückgang
bereits 1992. Bis 1994 ging die Bruttowertschöpfung
um etwa 100 Mrd. DM zurück (in Preisen von 1991).
Der Produktionseinbruch im Baugewerbe begann hin-
gegen mit dem Jahreswechsel 1994/95. Trotz allem
liegt die Bruttowertschöpfung (gemessen in Preisen
von 1991), sieht man einmal von der Bauwirtschaft ab,
für alle anderen westdeutschen Wirtschaftsbereiche
über den errechneten Simulationswerten.

4 Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung: Weichenstellung für die neunziger Jahre, Jahres-
gutachten 1989/1990, Stuttgart 1989, S. 120 ff. Der Sachverständi-
genrat bezog sich dabei sicherlich auf die westdeutsche Wirtschaft.
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Abbildung 5

Erwerbstätige und Bruttowertschöpfung in Westdeutschland nach Sektoren
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1 Durchschnitt der jeweils letzten vier Quartale, in Tausend. 2 Summe der jeweils letzten vier Quartale, in Preisen von 1991, in Mrd. DM.
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Anders jedoch die Situation bei den Erwerbstätigen
(vgl. Abbildung 5). Anhaltend profitieren von dem Wie-
dervereinigungsboom konnten gemäß IWH-Modell
nur die Wirtschaftsbereiche Handel und Dienstleistun-
gen. Etwa eine halbe Million Arbeitsplätze sind zwi-
schen 1990 und 1992 im Wirtschaftsbereich Dienst-
leistung zusätzlich zu den vom IWH-Modell prognosti-
zierten Arbeitsplätzen entstanden. Das zusätzliche
Wachstum fand in den Jahren 1990 bis 1993 statt.
Allerdings läßt sich schwer einschätzen, welcher An-
teil davon auf die Wiedervereinigung zurückzuführen
ist. Auch andere Faktoren, die nicht vorherzusehen
waren, mögen eine Rolle gespielt haben, etwa das
vermehrte „Outsourcing" der Unternehmen des Ver-
arbeitenden Gewerbes. Die Erwerbstätigenzahl des
Handels erreichte 1992 ihren Höhepunkt und sinkt
seitdem kontinuierlich ab.

In den anderen Wirtschaftsbereichen liegt die tat-
sächliche Erwerbstätigenzahl teilweise deutlich unter
den von dem IWH-Modell errechneten Prognosewer-
ten. Besonders stark war der Rückgang bekannter-
maßen im westdeutschen Verarbeitenden Gewerbe.
Hier waren Anfang 1998 nur noch 7,5 Mill. Personen
erwerbstätig gegenüber 9,1 Mill. Personen 1992. Der
von der Simulation errechnete Wert für Ende 1997 lag
bei etwa 8 Mill. Personen. In der Summe über alle
Wirtschaftsbereiche ergibt sich damit nur eine leichte
Unterschreitung des prognostizierten Beschäfti-
gungsniveaus. Die Quote der Arbeitslosen liegt hinge-
gen etwa 1,7 Prozentpunkte über den mit dem IWH-
Modell prognostizierten Werten. Dies liegt maßgeblich
an dem im Zuge der Wiedervereinigung in West-
deutschland gestiegenem Arbeitsangebot.

Schwer zu beurteilen ist, welcher Anteil der Zuwan-
derung in den neunziger Jahren in direktem Zusam-
menhang mit der Wiedervereinigung steht und daher
herausgerechnet werden sollte. Hier wurde die Ge-
samtbevölkerungszahl um eine Million Personen, also
um etwa die Anzahl der nach Westdeutschland gezo-
genen Ostdeutschen, vermindert. Die Bürgerkriegs-
flüchtlinge aus dem ehemaligen Jugoslawien bei-
spielsweise wurden hingegen nicht herausgerechnet.

Mit Blick auf die Arbeitsproduktivität läßt sich fest-
stellen, daß im Baugewerbe die Bruttowertschöpfung
stärker zurückging als die Beschäftigung, die Arbeits-
produktivität folglich sank. Ebenfalls sank die Arbeits-
produktivität in dem Wirtschaftsbereich Dienstlei-
stung, da die Zahl der Erwerbstätigen schneller stieg
als die Bruttowertschöpfung. In allen anderen Wirt-

5 Ebenda, S. 14.

schaftsbereichen ist die Arbeitsproduktivität angestie-
gen, und dies in jedem Fall stärker, als es in der
Simulation mit dem IWH-Modell prognostiziert wurde.
Im Durchschnitt lag die Arbeitsproduktivität Ende
1997 5,2% über den mit dem IWH-Modell simulierten
Werten. Überdurchschnittlich angestiegen ist sie bei-
spielsweise im Verarbeitenden Gewerbe. Dort lag sie
Ende 1997 10,6% über der mit dem IWH-Modell si-
mulierten Arbeitsproduktivität (vgl. Abbildung 4).

Wurzeln der Arbeitsmarktkrise

Was ist gegenüber einer hypothetischen gleichmä-
ßigen Entwicklung, wie sie möglicherweise ohne Wie-
dervereinigung abgelaufen wäre, anders verlaufen -
so verlaufen, daß die derzeitige Situation als ökono-
mische Krise empfunden wird?

Das größte Problem ist gegenwärtig das hohe Un-
terbeschäftigungsniveau. Unabhängig von den Impul-
sen der Wiedervereinigung gab es eine Vielzahl von
Faktoren, die ungünstig auf den westdeutschen Ar-
beitsmarkt gewirkt haben. Vor allem der Struktur-
wandel, im Sinne einer breit angelegten Erneuerung
und Modernisierung der Produktionsprozesse, befand
sich 1989 erst in einer Anfangsphase5. Die Wiederver-
einigung mag hier durch den Nachfrageboom zu-
nächst verzögernd gewirkt haben. Der darauffolgende
Kostendruck ließ jedoch die Bereitschaft der Unter-
nehmen zur Modernisierung zu einer Überlebensfrage
werden und hat somit eher verstärkend gewirkt.

An dieser Stelle sollen als wichtige Bestimmungs-
größen des Beschäftigungsvolumens die Entwicklung
der realen Arbeitskosten sowie der Investitionen, ins-
besondere der Ausrüstungsinvestitionen, im Verlauf
der Wiedervereinigung betrachtet werden. Das IWH-
Modell simuliert eine kontinuierliche Entwicklung der
realen Arbeitskosten im Trend der letzten zehn Jahre.
Demgegenüber kam es jedoch 1990 und 1991 zu ei-
nem unerwartet hohen Anstieg der Arbeitskosten.
Seither liegen die Arbeitskosten um etwa 3,7% über
den simulierten Werten (vgl. Abbildung 2).

Dieser Anstieg der Arbeitskosten konnte seitens
der Unternehmen nur durch eine erhöhte Arbeitspro-
duktivität aufgefangen werden. Dies impliziert aus
unternehmerischer Sicht, daß - neben einem arbeits-
organisatorisch effizienten Einsatz der Arbeitskräfte -
auch das Verhältnis zwischen Kapital und Arbeit zu-
ungunsten des Faktors Arbeit verändert wird.
Empirisch läßt sich schwer etwas Genaues über den
Zusammenhang zwischen Löhnen und Beschäftigung
sagen, da zunächst über die steigende Güternach-
frage sogar ein positiver Zusammenhang zwischen
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Beschäftigung und Löhnen bestehen kann6. Nichts-
destoweniger sind sich die meisten Ökonomen dar-
über einig, daß ein Anstieg der Löhne und Gehälter
um 1 % langfristig einen Rückgang der Beschäftigung
um 0,5 bis 0,9% zur Folge hat7. In diesem Fall ließe
sich also ausgehend von dem 3,7% höheren Niveau
der Arbeitskosten ein Rückgang um 1,8 bis 3,3% der
Beschäftigung errechnen (das wären 520000 bis
930000 Arbeitsplätze)8.

In der Entwicklung der Reallöhne spiegeln sich
auch die erhöhten Abgaben- und Steuerlasten auf
den Faktor Arbeit wider. Für die Unternehmen stieg
die Kostenbelastung einerseits aufgrund des Arbeit-
geberbeitrages, den sie an die Sozialkassen leisten
müssen, andererseits konnten in den Tarifverhandlun-
gen 1991/92 die Arbeitnehmer die zusätzlichen La-
sten durch kräftige Lohnerhöhungen zunächst auf die
Unternehmen abwälzen.

Während das IWH-Modell ein Absinken der ge-
samtdeutschen Abgabenquote errechnet, kam es de
facto zu einer Erhöhung9. Wichtigster Grund hierfür
sind die West-Ost-Transferzahlungen der Gebietskör-
perschaften und Sozialversicherungsträger. Zwar
sank die Abgabenquote kurz nach der Wiederver-
einigung bis auf reichlich 40% ab, doch wurde Anfang
April 1991 zur Finanzierung der deutschen Einheit der
Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung von 4,3%
auf 6,8% angehoben. Der Beitragssatz zur Renten-
versicherung wurde zwar um einen Prozentpunkt ge-
senkt, jedoch folgte im Juli 1991 die Einführung des
Solidaritätszuschlags in Höhe von zunächst 7,5% der
Steuerschuld10.

Entwicklung des Produktionspotentials

Ein zweiter wichtiger Einflußfaktor auf das Beschäf-
tigungsniveau ist die Entwicklung des Produktions-
potentials. Auch hier gibt es Indizien dafür, daß die
deutsche Einheit wesentliche Auswirkungen hatte. Bis
1993 wurde mehr als erwartet in Westdeutschland in-
vestiert. Seitdem hat sich die Entwicklung umgekehrt,
so daß Ende 1997 gegenüber der Simulation etwa 93
Mrd. DM weniger investiert wurden.

6 Vgl. Hans Jürgen Ramser : Beschäftigung und Konjunktur, Berlin
1987.
7 Siehe Charlie Bean , Richard L a y a r d , Stephan N i c k e i l : The
Rise in Unemployment: A Multi-Country Study, in: Economica, Vol. 53
(1986), Nr. 210, S. 9. Die Tabelle 3 in diesem Beitrag enthält für
Deutschland einen Druckfehler. Die korrekte langfristige Arbeitsnach-
frageelastizität lautet -0,83%.
8 Sinn schätzt die Arbeitsnachfrageelastizität sogar auf - 2%; vgl.
Hans-Werner S i n n : Factorprice Distortions and Public Subsidies in
East Germany, CEPR Discussion Paper Nr. 1155, London 1995.

Sicherlich sind dies bei einem Gesamtinvestitions-
volumen von 4700 Mrd. DM seit 1989 nur etwa 2%.
Jedoch gibt nicht nur das seit 1993 konstant niedri-
gere Investitionsvolumen Anlaß zur Sorge, sondern
auch seine Struktur. Die Wohnungsbauinvestitionen in
Westdeutschland erreichten 1995 mit real 170 Mrd.
DM einen Höhepunkt und lagen kontinuierlich um et-
wa 6,5% über der Prognose des IWH-Modells. Hier
bestand ein hoher Nachholbedarf. Bei den Gewerbe-
bauten verlief die Entwicklung in den neunziger Jah-
ren sehr gedämpft. Seit 1993 gehen die Investitionen
in Gewerbebauten sogar zurück. Aufschlußreich ist
die Entwicklung der Ausrüstungsinvestitionen. Nach
dem Boom 1992 folgte ein steiler Rückgang, und
1994 bis 1995 befanden sich die Ausrüstungsinve-
stitionen mit ,190 Mrd. DM auf dem Niveau von 1989.
Erst im Verlauf von 1997 zogen die Ausrüstungsinve-
stitionen in Westdeutschland wieder leicht an (vgl.
Abbildung 3). Insgesamt wurden aber gegenüber der
Simulation mit dem IWH-Modell etwa 59 Mrd. DM we-
niger in Ausrüstungen investiert. Dies zusammen mit
dem Defizit bei den Gewerbebauten von etwa 128
Mrd. DM würde sich, unterstellt für einen Arbeitsplatz
müßten 300000 DM investiert werden, zu einem
Minus von 600000 Arbeitsplätzen aufrechnen lassen.

Beachtlich ist die Entwicklung des gesamtdeut-
schen Kapitalstocks. So wurden in Ostdeutschland
seit 1990 etwa 700 Mrd. investiert. Dies beinhaltet
selbstverständlich auch Investitionen aus ostdeut-
schen Ersparnissen, jedoch kann davon ausgegangen
werden, daß etwa 500 Mrd. DM aus dem Ausland und
aus Westdeutschland kamen11.

Genutzte und ungenutzte Chancen

Der Wegfall der innerdeutschen Grenze stellt den
Lehrbuchfall eines plötzlichen Verschwindens aller
Handelsbarrieren dar und birgt für beide Regionen
gemäß der Außenhandelstheorie potentielle Wohl-
fahrtsgewinne in sich, allein schon durch den Aus-
tausch von Gütern, aber vor allem durch den effizien-
teren Einsatz der Produktionsfaktoren. Hierzu müßten
Fachkräfte mit bestimmten Qualifikationen und Pro-
duktionskapital nach Ostdeutschland wandern. Ein

9 Siehe dazu Gert L e i s: Das deutsche Transferproblem der neunzi-
ger Jahre, Europäische Hochschulschriften, Bd. 1630, Frankfurt 1994.
Recht kritisch über die Finanzierung der deutschen Einheit äußert
sich das Institut für Weltwirtschaft in Kiel; vgl. Alfred B o s s , Astrid
R o s e n s c h ö n : Öffentliche Transferleistungen zur Finanzierung der
deutschen Einheit: Eine Bestandsaufnahme, Kieler Diskussionsbei-
träge Nr. 269, Kiel 1996.
10 Vgl. Ullrich H e i l e m a n n , Hermann R a p p e n : Was kostet uns
die Einheit?, RWI-Papiere, Nr. 43, 1996, S. 12.
11 Vgl. Christian T h i m a n n: Aufbau von Kapitalstock und Vermögen
in Ostdeutschland, Tübingen 1996.
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weiterer positiver Effekt war von dem Technologie-
Transfer zwischen den Regionen zu erwarten. Die po-
sitiven Effekte durch die Integration von Wirtschafts-
räumen wurden mit Bezug auf den EU-Binnenmarkt
nicht nur theoretisch dargestellt, sondern auch quan-
tifiziert12.

Die aus theoretischen Überlegungen abgeleiteten
Bewegungen haben sich in der Tat vollzogen. Andere
Anpassungen jedoch, die nötig gewesen wären, um
beispielsweise das Beschäftigungsniveau zu halten,
fanden nicht statt. Aufgrund der nach Ostdeutschland
verlagerten Investitionen und der daher kraftlosen
Entwicklung bei den westdeutschen Ausrüstungs-
investitionen (Abbildung 3) hätte in Westdeutschland
die Lohnentwicklung sogar schwächer als prognosti-
ziert verlaufen müssen. Daß dies nicht erfolgte, ist den
Tarifparteien anzulasten. Zwar haben sich die Tarif-
löhne seit 1993 moderat entwickelt, doch die über-
mäßigen Steigerungen zu Beginn der neunziger Jahre
wurden nicht korrigiert (vgl. Abbildung 2).

Zur Finanzierung der deutschen Einheit wäre es ge-
boten gewesen, den Staatsverbrauch in West-
deutschland zügig zu drosseln. Auch hier ist das Ge-
genteil der Fall gewesen, was auch in der Entwicklung
der Erwerbstätigenzahl sowie der Bruttowertschöp-
fung im Bereich Staat zum Ausdruck kommt (vgl.
Abbildung 5). Nach Berechnungen des RWI wurden
die West-Ost-Transfers in den ersten Jahren überwie-
gend durch Kreditaufnahmen finanziert. Erst ab 1993
kamen erhöhten Steuereinnahmen und Ausgabenein-
sparungen eine steigende Bedeutung zu13.

Zur Finanzierung beigetragen hat ebenfalls der Au-
ßenbeitrag, dessen Rückgang von vielen als Schwä-
che des Standortes Deutschland interpretiert wurde.
Doch der Rückgang des Außenbeitrags ist auch unter
dem Aspekt der Finanzierung der deutschen Einheit
zu sehen. Problematischer als die Entwicklung des
Außenbeitrags ist jedoch das Absinken der gesamt-
deutschen Sparquote. So fiel in Gesamtdeutschland
der Anteil der privaten Ersparnis am Bruttoinlands-
produkt von 12,5% Anfang 1990 auf weniger als 10%.
Dies mag unter anderem ein Reflex auf die niedrigen
Kapitalmarktzinsen sein. So wünschenswert der

12 Richard B a l d w i n : The growth effects of 1992, in: Economic
Policy, Bd. 4 (1989), S. 248-281.
13 Siehe Ullrich H e i l e m a n n , Hermann R a p p e n , a.a.O., S. 8.
14 Beispielsweise wurde 1994 der Körperschaftsteuersatz auf ausge-
schüttete Gewinne von 36% auf 30% und jener auf einbehaltene
Gewinne von 50% auf 45% reduziert.
15 Die Einzelmaßnahmen z.B. des Standortsicherungsgesetzes sind
nachzulesen in Bundesministerium der Finanzen: Finanzbericht 1994,
Bonn, S. 127-133.

Rückgang der langfristigen Zinsen aus Sicht der Inve-
storen ist, so hemmend kann die Wirkung auf die
Sparneigung der Bevölkerung sein.

Reagiert hat die Regierung auf die sinkenden Ge-
winne der Unternehmen, die 1994 einen Tiefstand er-
reichten. Wegen der gesunkenen Gewinne - aber in
der Folge auch durch die Senkung der Steuersätze14,
die Abschaffung der Vermögensteuer und die Einfüh-
rung diverser Sonderabschreibungen - sank der An-
teil der direkten Steuern der Arbeitgeber am Bruttoin-
landsprodukt um 50% auf 2%15. Ebenfalls halbiert hat
sich der Anteil der direkten Steuern der Arbeitgeber
an den Einkommen aus Unternehmertätigkeit und
Vermögen. Die seit 1997 wieder steigenden Ausrü-
stungsinvestitionen mögen Ausdruck der verbesser-
ten Gewinnlage der Unternehmen sein. Ob sich dies
auch auf den Arbeitsmarkt positiv auswirkt, wird die
Zukunft zeigen. Eine Senkung der Lohnkosten wäre
sicherlich der zweckmäßigere Weg gewesen, die Ar-
beitsnachfrage zu beleben.

Resümee

Der durch die Wiedervereinigung ausgelöste Nach-
frageboom führte in allen Wirtschaftsbereichen zur
Ausdehnung der Produktion sowie der Beschäftigung.
Auch Ende 1997 lag die Bruttowertschöpfung insge-
samt in Westdeutschland deutlich über dem vom
IWH-Modell ohne Wiedervereinigung für West-

- deutschend prognostizierten Niveau.

Gemessen an der Beschäftigung konnten nicht alle
Wirtschaftsbereiche anhaltend von dem Nachfrage-
boom profitieren. Da ein Großteil der Kosten für die
West-Ost-Transfers auf die Arbeitskosten überwälzt
wurde, reagierten die Firmen mit weitreichenden
Rationalisierungsmaßnahmen, um die Produktivität zu
steigern. Nur in den Wirtschaftsbereichen Handel und
Dienstleistungen lag das Beschäftigungsniveau Ende
1997 noch über der Prognose des IWH-Modells. Auch
der zunächst positive Impuls auf die Ausrüstungsinve-
stitionen war von kurzer Dauer. Insgesamt zeigt sich
eine Verlagerungsentwicklung hin zu den Wohnungs-
bauinvestitionen sowie ein beträchtliches Investitions-
engagement in den neuen Bundesländern.

Die Tarifparteien haben die übermäßigen Lohnzu-
wächse zu Beginn der neunziger Jahre nicht vollstän-
dig korrigiert. Überdies wurden im Bereich der Finanz-
politik die nötigen Sparmaßnahmen nur mit deutlicher
zeitlicher Verzögerung umgesetzt. Die Zukunft mag
zeigen, ob die bereits skizzierte Steuer- bzw. abga-
benpolitische Strategie die erhofften positiven Be-
schäftigungseffekte haben wird.
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